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Ehel. Jansen ./. Stadt Heidelberg wg. Verlängerung der Sperrzeit in der Altstadt.








Sehr geehrter Herr Köster,


danke für Ihre Reaktionen auf unsere Beanstandungen, Anmerkungen und Wünsche zu der uns vorgelegten Berechnung.

Wir lehnen die Berechnung nach wie vor ab, sie ist nach wie vor fehlerhaft und sie erfüllt nach wie vor nicht den Vergleich. Einzelheiten dazu entnehmen Sie bitte den anschließenden Ausführungen.
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Lese- und Verständnishilfe zu der Lärmberechnung für die Stadt Heidelberg nach dem Vergleichsbeschluss  6 S 1566/12 des Verwaltungsgerichtshofes Baden-Württemberg vom 20.3.2013.

Götz Jansen, 10.07.2014.   

Ziel: 

Ermittlung der Lärmbelastung.

Ermittlung der Lärmbelastung bedeutet, Ziel ist nicht die Ermittlung von Ist-Werten wie beispielsweise bei einer Lärmmessung. 

Es werden die Belastungen ermittelt, die sich aus den im Sperrzeitbereich vorhandenen Gaststätten für die Anwohner rechnerisch ergeben, wenn die getroffenen zugrunde gelegten Annahmen eintreten. 

Als Methode empfiehlt der Richter den Parteien die einzige zur Zeit bekannte Methode für diesen Zweck, die in einer gleichlaufenden Berechnung für die Stadt Augsburg entwickelte Methode.  

Nach dem Willen des geschlossenen Vergleichs soll auf der Grundlage der so ermittelten Lärmbelastung anschließend über eine weitere Verlängerung der Sperrzeit in der Heidelberger Altstadt entschieden werden.

Aus dieser Aufgabe ergibt sich: Die Berechnung muss  die maximale Belastung ermitteln.  Die Sperrzeit soll die Bevölkerung vor der maximalen aus den gegebenen Verhältnissen sich ergebenden Belastung schützen, nicht vor einer durchschnittlichen Belastung oder vor einer mittleren oder sonst wie reduzierten  Belastung.  

Gegenstand der Berechnung:

Schalltechnische Bewertung der Gaststätten im Gebiet.

Die hier gewählte schalltechnische Bewertung umfasst nur die Gaststättenbesucher auf der Straße.

Gaststättenbesucher in den Betrieben werden schalltechnisch nicht bewertet. Die direkte Außenwirkung der Innengastronomie wird vollständig außer acht gelassen.


Methode:

1. Typisierung nach Auslastungsverlauf. Zuordnung der Gaststätten zu verschiedenen Gaststättentypen mit jeweils unterschiedlichem Auslastungsverlauf während der untersuchten Stunden. (In HD: Bar, Imbiss, Speiselokal, Diskothek)

2. Unterteilung der Nacht in Zeitabschnitte. Aufteilung des untersuchten Zeitraums in Zeitabschnitte, in denen die Auslastungsverhältnisse im wesentlichen als konstant angenommen werden sollen. (In HD: 23.00 – 1.00, 1.00 – 3.00, 3.00 – 5.00)

3. Festlegung des Auslastungsgrads pro Typ und Abschnitt. Für jeden angenommenen Gaststättentyp wird in jedem angenommenen Zeitabschnitt der Nacht ein Auslastungsgrad angenommen, der diesem Gaststättentyp entspricht.

Als Normbetrieb wird der Auslastungsgrad 100% angesetzt. Die Gästezahl wird dann normalerweise durch die Zahl der genehmigten Sitzplätze bestimmt. Die Stehflächen von Diskotheken werden für jede Diskothek durch einen individuellen Zuschlag erfasst. 

Der Normbetrieb wird bei Speiselokalen tagsüber erreicht, bei allen anderen angenommenen Gaststättentypen wird der Normbetrieb während der untersuchten Stunden erreicht. 

4. Die Zahl der in einem Lokal anwesenden Gäste in einem Zeitabschnitt der Nacht wird von Lokal zu Lokal ermittelt durch die Zahl der Gäste des Lokals im Normbetrieb multipliziert mit dem Auslastungsgrad dieses Gaststättentyps im Zeitabschnitt. 

5. Die Gaststättenbesucher auf der Straße werden als Erfahrungswert angenommen mit 20% der im Zeitabschnitt anwesenden Gäste. 

Sie werden als in der Straße der Gaststätte gleichförmig verteilte Schallquelle in 1,6 m Höhe über der Straße angenommen. 

Ein Austausch der Gaststättenbesucher über verschiedene Straßenzüge hinweg wird nicht angenommen (beanstandet, siehe Stellungnahme). In diesen Wert fließen auch die Schlangen vor den Lokalen ein. 

Weitere Annahmen: nur jede zweite Person spricht, gesprochen wird mit „Sprechen sehr laut“ LwAeq= 70 dB(A) (beanstandet, siehe Stellungnahme). 

Zur Technik der Berechnung: Es wird die Software Soundplan Version 7.2 der Fa. Braunstein + Bern GmbH benutzt, ein kurzer Blick auf die Startseite dieser Firma http://www.soundplan.eu lohnt sich, um sich das besser vorstellen zu können.


Wir hatten geplant und vorgetragen, diese Lese- und Verständnishilfe der Berechnung vor ihrer Veröffentlichung mit der Stadtverwaltung abzusprechen und gemeinsam mit der Berechnung zugänglich zu machen, das fand kein Interesse. 

Diese Hilfe steht auch separat als PDF Datei zur Verfügung (Internet, HeidelbergerAltstadtlaerm.de)

Die Berechnung selbst wird bei der Stadtverwaltung erhältlich sein. Sie ist Grundlage einer noch zu erstellenden Sperrzeitverordnung. Wir selbst lehnen die Weitergabe der Berechnung ab, weil wir der Meinung sind, es ist nicht unserer Aufgabe, sondern Aufgabe der Stadt, für eine öffentliche Akzeptanz dieser Berechnung zu sorgen.



Überwundene Schwierigkeiten.

Schwierig war die Einsicht bei der Stadtverwaltung, dass die vom Richter zugrunde gelegte Augsburger Berechnung nicht nur der Stadtverwaltung zugänglich sein muss,  sondern auch uns zugänglich sein muss, den Partnern mit denen die Stadt diesen Vergleich abgeschlossen hat. Es hat sechs Monate gedauert, bis diese Einsicht sich doch noch durchgesetzt hatte und wir die Berechnung einsehen durften. Zeit, die der eigentlich dringlichen Umsetzung des Vergleichs fehlt.

Schwierig war auch die Einsicht, dass wegen der gesetzlich definierten Schutzfunktion einer Sperrzeitverordnung diese Berechnung nicht auf Auskünften von betroffenen Parteien beruhen kann. Sowohl die Zahl der Gaststättenbesucher auf der Straße (später 20%) als auch die Auslastung der Lokale im Normbetrieb (später 100%) sollten nach den damaligen Plänen durch Selbst-Auskünfte der Wirte beschafft werden.  

Schwierig war auch die Einsicht, dass diese Berechnung nicht auf einer Typisierung der Lokale lediglich in „leise“ und „laut“ beruhen kann. 

Auf unsere Vorhaltungen zu diesen Punkten haben wir keine Reaktion erhalten, wir haben aber beobachtet, dass die zu Gunsten der Wirte vorgesehenen Selbst-Auskünfte selbst von den Wirten abgelehnt wurden.

Wir haben deshalb der Stadtverwaltung in einer Liste von Punkten auseinandergesetzt, warum 20% der im Zeitabschnitt anwesenden Gäste als Gaststättenbesucher auf der Straße eine guter und zuverlässiger Ausgangspunkt sind. Wir akzeptieren diese Zahl aus Augsburg voll und ganz als zur Zeit beste verfügbare Zahl für diesen Zweck.
 (Liste der Punkte siehe Internet. Hauptpunkte waren das Vorbild Augsburg, der dortige Ablauf, die tatsächlichen Schwierigkeiten bei der Bestimmung dieser Zahl und die Empfehlung des Richters zu unserem Vergleich.)



Noch offene Schwierigkeiten

Nach den obigen Auseinandersetzungen über eventuelle Pläne haben wir jetzt die tatsächlich vorgesehene Berechnung erhalten. 

Wir haben diese Berechnung durchgearbeitet und der Stadtverwaltung am 21.5.14 dazu unsere Liste von Beanstandungen, Anmerkungen und Wünschen vorgelegt. 

Diese Liste ist hier anschließend kursiv wiedergegeben. Die jeweiligen Reaktionen der Stadtverwaltung dazu (vom 27.6.) sind dazu kopiert.


Beanstandungen an der Berechnung „Gutachten Nr. 123E5, Rev 01“ datiert 25.4.14

· Besucherbewegungen von einem Straßenzug zum anderen sind nicht berücksichtigt. In Heidelberg geht das nicht. Siehe Datei „Augsburg Übersicht“, am 24.10.13 Ihnen übersandt. 
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„Die Berücksichtigung von Personenströmen zwischen einzelnen Straßenzügen ist beim vorliegenden Gutachten nicht möglich, .... „ 
Nicht richtig. Es ist möglich. Es ist genauso gut möglich, wie das Weglassen solcher Ströme möglich ist. Verlässliche Untersuchungen gibt ja zu beiden Annahmen nicht. 

Besucherbewegungen von einem Straßenzug zum anderen sind in Wirklichkeit ein wesentliches Element, das die Attraktivität der nächtlichen Heidelberger Altstadt ausmacht. Diese Erscheinung tritt in Heidelberg besonders deutlich und durchgehend auf. Sie muss zusätzlich berücksichtigt werden. 
Wir können nur hoffen, es sind keine weiteren Fehler dieser Art nach dem Motto: „Wenn drei Lokale in einer Straße berücksichtigt sind, kann man das vierte Lokal auch weglassen. Es bedarf dann keiner zusätzlichen Lokale“ in dieser Berechnung verborgen.


· Lautstärke der Gaststättenbesucher auf der Straße. In Augsburg 75 dB(A), in Heidelberg 70 dB(A).
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Es sind demnach zwei Gutachter, der in Augsburg und der in Heidelberg, zu unterschiedlichen Ergebnissen gekommen. Aus den beiden Ergebnissen wählt sich Heidelberg das für die Wirte angenehmere Ergebnis.

Die Beanstandung ist damit nicht erledigt. Ein Unterschied im Lautstärkeverhalten zwischen Augsburger und Heidelberger Gaststättenbesuchern ist nicht dargelegt.


· Verteilung der Personen auf der Straße. In Augsburg bei allen Gaststättentypen gleichmäßig, in Heidelberg bei Diskotheken von 1.00 bis 5.00 Uhr Verteilung nur im Eingangsbereich. 
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Die Stadtverwaltung weicht hier ohne sichtbaren Grund von der Augsburger Berechnungsmethode ab. „Verlässliche Untersuchungen“ werden dazu nicht vorgelegt. 

Man könnte sich jedoch an den in diesem Verfahren vorgelegten, über vier Wochen gemessenen Lärmkurven orientieren. Sie sind abseits des Eingangsbereiches einer Diskothek gemessen worden. Sie bestätigen nicht die Heidelberger Betrachtungsweise sondern die Augsburger Betrachtungsweise.
Die Augsburger Betrachtungsweise ergibt sich übrigens auch aus unserem bisherigen Vortrag in diesem Verfahren. 

Dazu kommt, am Anfang der Nacht machen Warteschlangen einen Sinn, am Ende einer Nacht, so wie hier von 1 bis 5 Uhr, machen sie keinen Sinn.

Auch diese letzte Beanstandung ist nicht erledigt. 

Weiter kommen zu den Beanstandungen eine Reihe von Anmerkungen:


Anmerkungen zum Gutachten (die Punkte beziehen sich auf die Nummerierung im Textteil)

8.1 Geräuschimmissionen Beurteilungszeitraum 23.00 bis 1.00

Zeigt Voreingenommenheit. In  Augsburg wird über die Überschreitungen berichtet, hier über die Einhaltungen.
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Nicht richtig. Ihre Ausführung zeigt nur, dass es sich um eine von Ihnen, vom Auftraggeber auf jeden Fall geduldete Voreingenommenheit handelt. 

In Augsburg wurden die Überschreitungen an die erste Stelle gestellt, in Heidelberg werden die Einhaltungen an die erste Stelle gestellt. In beiden Fällen war die Überschreitung und ihr Ausmaß Gegenstand der Berechnung. Die Vorstellung der Ergebnisse in dieser Form ist klar genug und vollkommen ausreichend um auf Voreingenommenheit zu deuten.


8.3 Geräuschimmissionen Beurteilungszeitraum 3.00 bis 5.00

„kleinräumig“ ist der beanstandeten Annahme zuzuschreiben, dass die Disko-Fluktuation sich auf den Eingangsbereich beschränkt. 
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Nicht erledigt (s.o.). Der Punkt belegt aber im Übrigen, wie sich Änderungen der Heidelberger Berechnung gegenüber dem Augsburger Vorbild faktisch zu Gunsten der Wirte auswirken.


8.4 Maximale Geräuschspitzen

Zeigt Voreingenommenheit und fehlende Übersicht. 
· Das Spitzenpegelkriterium wird schon bei 65 dB(A) überschritten. 
· Überschreitungen sind kaum vermeidlich (Augsburger Gutachten und BayVGH 22 N 09.1193), unzulässige Überschreitungen müssen daher angenommen werden. 
· Im Gesetz spielt die Häufigkeit der Überschreitungen keine Rolle. 
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Zur Info: In Punkt 8.4 des beanstandeten Berechnungstextes der Fa. GENEST wird davon ausgegangen, dass bei Werten von 95 bis 105 dB(A) das Spitzenpegelkriterium überschritten wird, es wird aber festgestellt, Aussagen über die Häufigkeit wären nur nach aufwändigen Untersuchungen sinnvoll möglich.

Wir sind immer noch der Meinung, dieser Text offenbart Voreingenommenheit und fehlende Übersicht. 

· Das Spitzenpegelkriterium wird schon bei 65 dB(A) überschritten, nicht erst bei 95 bis 105 dB(A). Eine andere Darstellung in einem „Gutachten“ ist mindestens ernsthaft irreführend.

· Überschreitungen sind unter den untersuchten Umständen kaum vermeidlich.  Das stellt auch das Augsburger Gutachten so dar, auch die Entscheidung BayVGH 22 N 09.1193 entscheidet so. Deshalb müssen Überschreitungen generell angenommen werden. Wenn der Text der Heidelberger Berechnung dazu aber erst noch Untersuchungen fordert, ist das nicht richtig dargestellt.

· Im Gesetz spielt die Häufigkeit der Überschreitungen keine Rolle, Überschreitungen des Spitzenpegelkriteriums sind generell untersagt. Häufigkeitsüberlegungen lenken von der Zulässigkeitsfrage ab, wiegen den Auftraggeber in Ruhe, den Leser der
 Aussage führen sie jedoch in die Irre.

Nicht erledigt.


8.5 Statistische Betrachtung

Untergräbt das Vertrauen in die Neutralität des Gutachters.  
Zweifel an der Neutralität des Gutachtens sind nicht gut für die auf diesem Gutachten aufbauende Sperrzeitregelung.
Ersatzlos streichen.


Seitens der Stadtverwaltung liegt zu diesem Punkt kein Kommentar vor.

Nicht erledigt.


9. Zusammenfassung (bezieht sich auf die Nummerierung im Textteil der Berechnung)

Zeigt die vorher angemerkte Voreingenommenheit.

Absatz „Im Ergebnis ...“ bis „...festzustellen.“ genau wie die statistische Betrachtung ersatzlos streichen.

Im darauf folgenden Absatz ist bei „kleinräumig“ zu beachten, dass die dafür zugrunde liegende Annahme beanstandet ist.

Letzter Absatz von „Bezüglich ...“ bis „...Lärm“ ersatzlos streichen.
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Beanstandeter Absatz: nicht erledigt.

„kleinräumig“ nicht erledigt.

Letzter Absatz: Der dortige Hinweis ist ein Hinweis an das Ordnungsamt der Heidelberger Stadtverwaltung. Der Hinweis mag für das Ordnungsamt wertvoll sein, der Hinweis führt andere Leser aber in die Irre. Schon insofern hat dieser Absatz hier nichts zu suchen. Er ist weder als Teil einer Berechnung vorstellbar noch als Teil eines „Gutachtens“.

Der Absatz ist ein Hinweis auf eine mögliche individuelle Behandlung von Lärmverursachern. Der Richter hat eine Lärmberechnung gefordert, keine Vorschläge zur Problemlösung. Die Behandlung des Lärms wäre im Zweifelsfall ja auch klar vorgegeben durch den Vergleich:  Auf die gefundenen Ergebnisse soll eine neue Sperrzeitverordnung reagieren. Auf etwas anderes hätten wir uns auch aus lange ausdiskutieren, sehr guten Gründen nicht eingelassen. Nicht erledigt. Sehr irritierender Punkt.

Außer diesen obigen Beanstandungen und Anmerkungen haben wir der Stadtverwaltung in dem entsprechenden Schreiben auch Wünsche vorgetragen.


Wünsche an die Stadtverwaltung

Wir bitten Sie, die Legendenbildung um die landesweiten Sperrzeiten nicht weiter zu unterstützen.

Die landesweiten Sperrzeiten nach der Verordnung der Landesregierung zur Ausführung des Gaststättengesetzes (Gaststättenverordnung – GastVO, hier § 9) können die TA Lärm nicht außer Kraft setzen. Bundesrecht bricht Landesrecht, diesen Grundsatz kennen sicher alle Ihre Mitarbeiter und Vorgesetzten. Langfristig kommt die Stadt Heidelberg definitiv nicht darum herum, diesen Grundsatz auch hier, bei der Sperrzeitregelung und bei der Handhabung von Ausnahmen anzuerkennen. Andere Spekulationen in der Presse können diese Entwicklung nicht aufhalten.

Gleichzeitig möchten wir Sie gerne bitten, in dieser Diskussion nicht von Existenzgefährdungen zu sprechen, sondern von Gesundheitsgefährdungen. 

In Deutschland zählt die Gesundheit zu den besonders hohen Gütern, deshalb darf ihr Schutz auch mit Mitteln angestrebt werden, die in das Grundrecht der Berufsfreiheit empfindlich eingreifen. Das ist nicht von uns, sondern vom Bundesverfassungsgericht, BverfG 1 BvR 3262/07 dort Rn. 122. Gesundheitsschutz hat Vorrang vor Berufsfreiheit und Verhaltensfreiheit.
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Mit anderen Worten, Sie können die zitierten Handhabungen Ihres Hauses ebenfalls nicht rechtfertigen, genauso wenig wie wir. Deshalb weichen Sie aus. 

Sie brauchen jedoch eine verlässliche Tatsachenbasis für Ihre Sperrzeitverordnung. Das jedenfalls hat Ihnen der Richter in den Vergleich geschrieben. Nur korrekte Informationen an Ihre Bürger kann Sie dem etwas näher bringen, alles andere nimmt Ihnen die notwendige Sicherheit. 

Zu der Versicherung, die Sie uns gegenüber abgeben: Wir haben kein Vertrauen in Ihre Versicherungen, das genau ist der Auslöser für unsere Wünsche. Warum z.B. halten Sie diese Versicherung nicht schon ein, wenn Sie Informationen zur relevanten Rechtslage an die Bürger geben? 

Und, viel tragischer: Warum verstoßen Sie dann mit den immer weiter aufrecht erhaltenen Ausnahmen von der geltenden Sperrzeitverordnung gegen geltendes Recht? Ist Bundesrecht für Sie keine „geltende Bestimmung“?




Zusammenfassung.

Richtig ist, dass wir die Berechnungsmethode, die dem Vergleich zu Grunde liegen soll, nach sechs Monaten einsehen konnten. Die Heidelberger Berechnung basiert jetzt auch nicht mehr auf Auskünften von Betroffenen, auf Auskünften der Wirte. Als Anteil der Besucher auf der Straße sind demgegenüber jetzt die 20% aus Augsburg übernommen. 

Von den zur derzeitigen Berechnung aufgegebenen Beanstandungen, Anregungen und Wünschen ist kein Punkt erledigt.



Auflagen

Die uns vorgelegte Berechnung 123E5 G, Rev.01 datiert 25.4.2014 entspricht dem Vergleich nur teilweise. 

Einer neuen Sperrzeitverordnung kann diese Berechnung deshalb nur zugrunde gelegt werden soweit bestimmte Bedingungen eingehalten werden:

A. Straßenzugübergreifende Besucherströme müssen berücksichtigt werden. 
Außer durch eine neue Berechnung kann das auch durch einen Zuschlag auf alle Rechenergebnisse erreicht werden.

B. Die Lautstärke der Besucher auf der Straße muss wie in Augsburg mit 75 dB(A) eingesetzt werden.
Außer durch eine neue Berechnung kann das auch durch einen Zuschlag auf alle Rechenergebnisse erreicht werden.

C. Die Verteilung der Personen auf der Straße muss wie in Augsburg generell gleichmäßig erfolgen. 
Außer durch eine neue Berechnung kann das auch durch Zuschläge/Abschläge auf bestimmte Rechenergebnisse erreicht werden.

D. Es muss klar gemacht werden, dass wir weiten Teilen des Textes wegen Voreingenommenheit die Freigabe verweigern. 
Die entsprechenden Textteile können dazu geschwärzt werden oder der Text kann entsprechend gelöscht und neu gedruckt werden. 

Dazu kommt noch ein wichtiger zusätzlicher Punkt:

E. Es muss klar gemacht werden, welche Grenzwerte im Sperrzeitbereich wo gelten und welche dieser Grenzwerte der augenblicklich vorliegenden Berechnung wo zugrunde gelegt wurden.
Um das sichtbar zu machen, reicht ein Deckblatt oder Kartenblatt mit Angabe der Grenzen der einzelnen Gebiete, dazu eine Tabelle mit Aufschlüsselung der benutzten Gebietsbezeichnungen und mit der Angabe der für die einzelnen Bereiche in die Rechnung eingesetzten Werte.

Sobald diese Auflagen vollständig erfüllt  sind, steht einer Freigabe der Berechnung nichts im Wege. 




Aussichten

Nach Freigabe der Berechnung durch uns gibt der Vergleich der Stadtverwaltung den Weg frei, unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts auf der Grundlage dieser Berechnung erneut über eine Sperrzeitverlängerung zu entscheiden. 

Unsere Bedenken liegen dabei auf dem Passus „unter Beachtung der Rechtsauffassung des Gerichts“. Wir sind der Überzeugung, dass zur Zeit die Heidelberger Stadtverwaltung das nicht leisten kann. 

Auch die oben zu unseren Wünschen abgegebene Versicherung der Stadtverwaltung, die, wie oben ausgeführt, uns keineswegs beruhigt, verbessert die Lage in keiner Weise. 

Mit einer Abwägung, auch wenn sie ausführlich dokumentiert ist, ist die „Basis der geltenden Bestimmungen und Rechtsprechung“ noch lange nicht eingehalten. Möglicherweise ist damit die Basis der für die Stadtverwaltung gültigen Bestimmungen eingehalten, das können wir nicht beurteilen. Die Basis der Rechtsprechung ist allein damit aber noch nicht eingehalten.

Tragisches Beispiel dafür sind die in Heidelberg immer noch geltenden ungesetzlichen Ausnahmen von der geltenden Sperrzeitverordnung. Für diese Ausnahmen sind die Belange der Anwohner gegen die Belange der Wirte abgewogen worden. Die Belange der Wirte sind höher bewertet worden als die Belange der Anwohner, obwohl in Deutschland nach der deutschen Rechtsprechung zum Grundgesetz Gesundheit Vorrang hat vor Berufsfreiheit und Verhaltensfreiheit. 

Damit sind in der Abwägung vielleicht damals die verwaltungsrechtlichen Bestimmungen eingehalten worden, Bundesrecht ist aber gebrochen. Die Ausnahmen sind nicht haltbar.

Es gibt demgegenüber ganz sicher Belange, die gegen die Forderungen des Bundesrechtes (TA Lärm) abgewogen werden können. Wenn sie sich durchsetzen sollen, müssen das aber Anliegen sein, die genauso hoch im öffentlichen Interesse stehen wie die öffentliche Gesundheit. Wichtig ist dabei auch, dass das öffentliche Interesse an Gesundheit sich in der Nacht von Stunde zu Stunde ändert, dass also das Ergebnis der Abwägung von Stunde zu Stunde während der Nacht unterschiedlich sein kann. Ganz speziell darauf weist auch der Richter hin in den Gründen zum Vergleich.

Sobald allerdings falsche öffentliche Darstellungen der hier relevanten Rechtslage im Spiel sind (Beispiel „landesweite Sperrzeit – Legende“ s.o., neuerdings auch „öffentliche Anhörung“) können Sie die Hoffnungen auf eine unangreifbare Abwägung als Basis für eine stabile Sperrzeitverordnung nur noch tiefer begraben. 

Eine allgemeine Akzeptanz, die hier gerne an die Wand gemalt wird als Gegenpart in einer Abwägung, muss, wenn sie stärker sein soll als das öffentliche Interesse an Gesundheit, belastbar belegt sein. Dazu müsste es nachprüfbar sein, dass bei den 10 000 Anwohnern im Sperrzeitbereich tatsächlich eine Akzeptanz für nächtlichen Ruhestörungen vorliegt. Diese hier vorliegende Klage wäre beispielsweise dann ja gar nicht entstanden. 

Tatsächlich ist es aber wohl so, dass die Akzeptanz für nächtliche Ruhestörungen sich im Laufe der Nacht ändert, wie sich das öffentliche Interesse an Gesundheit während des Laufes der Nacht auch ändert. Ein stabiles Gleichgewicht müsste daher doch irgendwo zu finden sein.

Eventuelle Kritiker an Ihrer neuen Sperrzeitverordnung haben es mit dem Instrument der Normenkontrollklage gegen eine neue Verordnung jedenfalls sehr leicht: Sie ist sehr viel schneller als z.B. unsere Klage (ca. 8 Monate anstatt vier Jahre) und sie ist ohne Umwege von Anfang an direkt bei dem Gericht, das diesen Vergleich entschieden hat und das Ihnen die „Beachtung“ seiner „Rechtsauffassung“ in den Vergleich geschrieben hat.


Mit freundlichen Grüßen 




Sabine Jansen				Götz Jansen	
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